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Werbeveranstaltung für Sekundarschule 

Nach der Piratenpartei und dem VBE, übt nun auch die DSW Kritik am Verfahren zur Eltern-
befragung bezüglich einer neuen Schulform. 

„Wer sich den Internetauftritt der Stadt ansieht, erkennt sofort, dass hier die Sekundarschule eindeutig favorisiert wird. Im Gegensatz zu anderen Schulformen, die sachlich nüchtern dargestellt werden, fällt die Beschreibung der Sekundarschule nahezu euphorisch aus. Von einer Gleichbehandlung der Schulformen, kann keine Rede sein! Da die Informationsveranstaltungen für Eltern, vermutlich ähnlich eiseitig ablaufen, ist klar, dass bei diesen der Eindruck entstehen muss, dass an der Einführung der Sekundarschule kein Weg vorbei führt. Durch diese Vorgehensweise, wird das Ergebnis der Elternbefragung subtil beeinflusst und dadurch letztlich entwertet. Die Informations-politik der Stadt gerät so eher zu einer Werbecampagne für die Sekundarschule,“ erklärt DSW - Fraktionsvorsitzender Gerd Schlupp. 

„Wir hoffen, dass sich die Eltern davon nicht irritieren lassen und im Auge behalten, dass es mit der Gesamtschule eine bewährte Alternative gibt. Die hohen Anmeldezahlen für die Gesamtschulen haben in den letzten Jahren eindrucksvoll gezeigt, dass es für die Einführung einer neuen Schulform eigentlich keine bildungspolitische Notwendigkeit gibt.“ 
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